
Vereinssatzung  
 

§ 1. Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen EntrAxis, nach der Eintragung in das Vereinsregister mit 
dem Zusatz „e.V.”. 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Neckarsulm. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2. Vereinszweck 

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur insbesondere 
zeitgenössischer Kunstformen wie Performance-Kunst, Filmkunst, Konzeptkunst, 
Darstellende Kunst, Bildende Kunst, Literatur.  

(2) Der Verein hat intermedialen und spartenübergreifenden Charakter, in dessen 
Zentrum die Interdisziplinarität verschiedener Kunstformen, Kulturen und 
Wissenschaften stehen. Der Verein versteht sich als internationale und 
interkulturelle Schnittstelle zwischen den Achsen der Kunst, Kultur, Geschichte und 
Lebensweisen. Der Verein fördert Aktivitäten und Vorhaben, die sich auf 
künstlerischer, pädagogischer und theoretischer Weise mit ebendiesen Phänomena 
beschäftigen.  

(3) Der Zweck der Satzung wird u.a. verwirklicht durch:  

• Teilnahme an und Konzeption, Organisation und Durchführung von Projekten 
und Veranstaltungen, die dem Vereinszweck dienen (Kunst- und Filmprojekte; 
Festivals; Lesungen und Seminare; Fachtagungen und -kurse, 
Buchpublikationen); 

• Organisation und Durchführung von Projekten und Veranstaltungen im 
Performance-, Film- und Konzeptkunst und des öffentlichen Diskurses;  

• Teilnahme an und Durchführung von Kunstvermittlung und Kursen zur 
praktischen Vermittlung von Performance-, Film- und Konzeptkunst an Laien 
und Profis; 

 

§ 3. Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Er ist selbstlos 
tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(2) Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Vereinsämter 
sind ehrenamtlich auszuüben. Ist das zumutbare Maß ehrenamtlicher Tätigkeit 
überschritten, kann der Vorstand entgeltlich tätige Mitarbeiter einstellen. 

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 



§ 4. Vergütungen für die Vereinstätigkeit 

(1) Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt, soweit 
nicht diese Satzung etwas anderes bestimmt. 

(2) Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen 
Zahlung einer angemessenen Aufwandsentschädigung ausgeübt werden. 

(3) Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs. 2 trifft die 
Mitgliederversammlung. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die 
Vertragsbeendigung. 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer 
angemessenen Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftragen. 
Maßgebend ist die Haushaltslage des Vereins. 

(5) Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen 
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen 
durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. 

(6) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 Monaten  
nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur 
gewährt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüffähig sein 
müssen, nachgewiesen werden. 

 

§ 5. Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins können natürliche und juristische Personen sowie 
Personengesellschaften werden. Die Mitgliedschaft ist unteilbar, es können nicht 
mehrere Personen gemeinsam eine Mitgliedschaft erwerben. Die Aufnahme muss 
schriftlich beantragt werden. Dem Aufnahmeantrag ist eine Einzugsermächtigung 
für den Mitgliedsbeitrag beizufügen. Die Mitgliedschaft wird begründet durch die 
Zustimmung des Vorstands zum Aufnahmeantrag.  

(2) Der Aufnahmeantrag eines Minderjährigen bedarf der Zustimmung durch den 
gesetzlichen Vertreter. Mit Vollendung des 16. Lebensjahres haben jugendliche 
Mitglieder ein Stimmrecht in der Mitgliederversammlung, soweit nicht der 
gesetzliche Vertreter des Minderjährigen seine – mit dem Aufnahmeantrag als 
erteilt geltende – Einwilligung hierzu ausdrücklich widerrufen hat. 

 

§ 6. Beendigung der Mitgliedschaft und Ordnungsmaßnahmen 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. Mit der Beendigung 
der Mitgliedschaft enden automatisch von dem Betroffenen ausgeübte 
Vereinsämter. 

(2) Der dem Vorstand gegenüber schriftlich zu erklärende Austritt ist jederzeit zum 
Ende des Geschäftsjahres unter Einhaltung einer Frist von einem Monat möglich. 

(3) Ein Mitglied kann aus dem Verein auf Antrag eines anderen Mitglieds oder eines 
Organs ausgeschlossen werden, 

(a) wenn das Mitglied trotz schriftlicher Mahnung seiner Beitragspflicht nicht 
nachgekommen ist, 



(b) wenn das Mitglied in erheblicher Weise gegen den Vereinszweck verstößt, 

(c) wenn das Mitglied wiederholt in grober Weise gegen die Vereinssatzung und/oder 
Ordnungen bzw. gegen die Interessen des Vereins oder gegen Beschlüsse 
und/oder Anordnungen der Vereinsorgane verstößt, 

(d) wenn es sich unehrenhaft verhält, sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
Vereinslebens, 

(e) wenn das Mitglied die Amtsfähigkeit (§ 45 StGB) verliert. 

(4) Über den Ausschluss entscheidet die Mitgliederversammlung mit 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Dem Mitglied ist vorher 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

Der Betreffende kann den Ausschlussbeschluss binnen eines Monats gerichtlich 
anfechten. Die Anfechtung hat keine aufschiebende Wirkung. 

Ficht das Mitglied den Ausschlussbeschluss nicht binnen eines Monats nach 
Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung gerichtlich an, so wird der 
Beschluss wirksam. Eine gerichtliche Anfechtung ist dann nicht mehr möglich. Die 
Frist beginnt jeweils mit Zustellung des Ausschlussbeschlusses. 

(5) Wenn es die Interessen des Vereins gebieten, kann der Vereinsausschuss seinen 
Beschluss für vorläufig vollziehbar erklären. 

 

§ 7. Beiträge 

(1) Jedes Mitglied hat einen Jahresbeitrag von Euro 20 € zu leisten. Der Jahresbeitrag 
ist im Voraus am 01.01. eines Jahres zu entrichten. Die Fälligkeit tritt ohne 
Mahnung ein. 

(2) Die Geldbeiträge werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt; sie dürfen 
nicht so hoch sein, dass die Allgemeinheit von der Mitgliedschaft ausgeschlossen 
wäre. Einem Mitglied, das unverschuldet in eine finanzielle Notlage geraten ist, 
kann der Betrag gestundet oder für die Zeit der Notlage ganz oder teilweise 
erlassen werden. Über ein Stundungs- oder Erlassgesuch entscheidet der 
Vorstand. 

(3) Bei einem begründeten Finanzbedarf des Vereines kann die Erhebung einer 
zusätzlichen Umlage in Form einer Geldleistung beschlossen werden. Diese darf 
das 5-fache eines Jahresbeitrages nicht überschreiten.  

(4) Jedes Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbindung und der 
Anschrift mitzuteilen. 

(5) Bei unterjährigem Eintritt wird der Beitrag quartalsmäßig berechnet. 

 

§ 8. Organe des Vereines 

Organe des Vereines sind: 

• der Vorstand 

• die Mitgliederversammlung 

 



§ 9. Vorstand  

(1) Der Vorstand besteht aus drei von der Mitgliederversammlung gewählten 
Vorstandsmitgliedern, dem ersten Vorsitzenden, dem zweiten Vorsitzenden und 
dem Schatzmeister. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die 
Dauer von zwei Jahren, gerechnet vom Tage der Wahl an, gewählt. Der Vorstand 
bleibt im Amt bis zur satzungsmäßigen Bestellung eines neuen Vorstands.  

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch jedes Vorstandsmitglied 
einzelvertretungsberechtigt vertreten. Die Vorstandsmitglieder sind von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

(3) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins; er ist für alle Angelegenheiten des 
Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung oder zwingende gesetzliche 
Regelungen einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Insbesondere hat der 
Vorstand folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung samt Aufstellung der 
Tagesordnung; 

b) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 

c) Aufstellung eines Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr; Vorschlag des 
Jahresbudgets, Buchführung; Erstellung des Jahresberichts; 

d) Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen; 

(4) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die 
vom erstem Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom zweiten Vorsitzenden 
schriftlich, fernmündlich, per Telefax oder E-Mail einberufen werden. In jedem Fall 
ist eine Einberufungsfrist von einer Woche einzuhalten. Eine Mitteilung der 
Tagesordnung ist nicht erforderlich. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 
mindestens zwei Mitglieder, darunter der erste Vorsitzende oder der zweite 
Vorsitzende anwesend sind. Die Sitzung des Vorstandes leitet der erste 
Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der zweite Vorsitzende. 

(5) Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Sitzungsleiters. Die 
Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, 
den Inhalt der gefassten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. Ein 
Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Weg gefasst werden, wenn alle 
Mitglieder des Vorstandes ihre Zustimmung zu dem zu fassenden Beschluss 
erklären. 

 

§ 10. Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im Kalenderjahr statt. Eine 
außerordentliche Mitgliederversammlung muss stattfinden, wenn dies von einem 
Fünftel der Vereinsmitglieder schriftlich und unter Angabe der Gründe und des 
Zwecks beim Vorstand beantragt wird. 

(2) Die Einberufung zu allen Mitgliederversammlungen erfolgt vier Wochen vor dem 
Versammlungstermin durch den Vorstand. Mit der schriftlichen Einberufung ist 
gleichzeitig die Tagesordnung bekannt zu geben, in der die zur Abstimmung 
gestellten Anträge ihrem wesentlichen Inhalt nach zu bezeichnen sind. Das 
Einladungsschreiben gilt als zugegangen, wenn es an die letzte vom 



Vereinsmitglied bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Als schriftliche Einladung 
gilt auch die elektronische Post per E-Mail. 

Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, ist die Mitgliederversammlung ohne 
Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

(3) Die Mitgliederversammlung entscheidet bei Beschlüssen und Wahlen mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, soweit die Satzung nichts anderes 
bestimmt. Stimmenthaltung wird als ungültige Stimme gezählt. Beschlüsse über die 
Änderung der Satzung bedürfen der Dreiviertelmehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen. Eine Änderung des Vereinszwecks erfordert die Zustimmung von 9/10 
der abgegebenen gültigen Stimmen. 

(4) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
vom stellvertretenden Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von einem anderen 
Mitglied des Vorstands geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die 
Versammlung den Leiter. 

(5) Die Art der Abstimmung wird durch den Versammlungsleiter festgelegt. Eine 
geheime Abstimmung ist erforderlich, wenn ein Drittel der erschienenen 
stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

(6) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten 
zuständig: 

(a) Wahl, Abberufung und Entlastung des Vorstandes, 

(b) Beschlussfassung über Änderung der Satzung, über Vereinsauflösung und 
über Vereinsordnungen, 

(c) Beschlussfassung über das Beitragswesen, 

(d) Beschlussfassung über die Rücklagenbildung, 

(e) Beschlussfassung über die Ernennung von 
Ehrenmitgliedern/Ehrenvorsitzenden auf Vorschlag des Vorstandes, 

(f) weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der Satzung oder nach Gesetz 
ergeben bzw. Gegenstand der Tagesordnung sind. 

(7) Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Diese ist vom 
Sitzungsleiter und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

 

§ 11. Auflösung des Vereines 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck und unter 
Einhaltung einer vierwöchigen Frist einberufenen Mitgliederversammlung 
beschlossen werden. In dieser Versammlung müssen vier Fünftel der 
stimmberechtigten Vereinsmitglieder anwesend sein. Zur Beschlussfassung ist eine 
Dreiviertelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen notwendig. Kommt eine 
Beschlussfassung nicht zustande, so ist innerhalb von vier Wochen eine weitere 
Mitgliederversammlung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Darauf ist bei der Einberufung 
hinzuweisen. 

  In der Auflösungsversammlung bestellen die Mitglieder die Liquidatoren, die dann 
die laufenden Geschäfte abzuwickeln haben. 



(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an die Stadt Neckarsulm, die es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu verwenden hat. 

 

§ 12. Sprachregelung 

Wenn im Text der Satzung oder Ordnungen des Vereines bei Funktions-
bezeichnungen die weibliche oder männliche Sprachform verwendet wird, so 
können unabhängig davon alle Ämter von Frauen und Männern besetzt werden. 

 

§ 13. Inkrafttreten 

Die Satzung wurde bei der Gründungsversammlung am 15.10.2019 in Neckarsulm  
beschlossen und tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 

Mit Beschluss der Mitgliederversammlung vom 21.01.2020 wurde die Satzung 
entsprechend dem Zwecke der Anerkennung der Gemeinnützigkeit geändert. 

 

Geänderte Fassung: Neckarsulm, 21.01.2020 

Die Satzung wurde bei Gründung durch die Unterschrift der acht Gründungsmitglieder 
bestätigt. 


